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Vollmacht 
 

Der Rechtsanwältin  Nicole Prior  wird hiermit  wegen:  

 Medizinrechtssache    Sozialrechtssache    Zivilrechtssache 
 
Von: .........................................................................................................................................................................  
 
In Sachen: ……………………………………………………………………………………………………………………. 
 

Vollmacht erteilt:  
 
1.   Zur Verhandlungs- und Prozessführung (insbesondere nach §§ 81 ff. ZPO, 73 SGG, 67 VwGO) einschließlich  
      Antragstellung und der Befugnis zur Erhebung und Zurücknahme von Widerklagen und zur Erklärung der Aufrechnung; 
 
2.   zur Vertretung in sonstigen Rechtsgeschäften und Verfahren und bei außergerichtlichen Verhandlungen aller Art,  
      insbesondere zur Vornahme von Handlungen aller Art; 
 
3.   zur Begründung und Aufhebung von Vertragsverhältnissen und zur Abgabe und Entgegennahme von einseitigen  
      Willenserklärungen (z. B. Kündigungen und Abmahnungen).  
 
4.   zur Vertretung und Verteidigung in sozialrechtlichen Streitigkeiten; zur Ausübung von Budgetassistenz; 
 
5.   zur Vertretung und Verteidigung in medizinrechtlichen Streitigkeiten; 
 
6.   zur Regulierung von Versicherungsschäden und zum Abschluss von diesbezüglichen Vergleichen; 
 
7.   zur Vertretung in Ehe- und sämtlichen Familiensachen, insbesondere zur Antragstellung in Scheidungs- und  
      Scheidungsfolgesachen, zum Abschluss von Vereinbarungen oder Scheidungsfolgen sowie zur Stellung von Anträgen  
      auf Erteilung von Renten- und sonstigen Versorgungsauskünften; 
 
8.   zur Verteidigung und Vertretung in Bußgeldsachen und Strafsachen (§§ 332, 374 StPO) in allen Instanzen, auch als  
      Nebenkläger und Privatkläger, zur Vertretung gemäß § 411 Abs. 2 StPO mit ausdrücklicher Ermächtigung gemäß § 233  
      Abs. 1, zur Stellung und Rücknahme von Strafanträgen und Strafanzeigen sowie zur Erteilung der Zustimmung  
      gem. §§ 153 und 153 a StPO und zur Stellung von Anträgen gem. dem Gesetz über die Entschädigung für 
      Strafverfolgungsmaßnahmen;  
 
9.   zur Vertretung in allen Nebenverfahren, z.B. Arrest und einstweilige Verfügung, Kostenfestsetzung,  
      Zwangsvollstreckung, einschließlich der aus ihr erwachsenden besonderen Verfahren, sonstigen Verfahren (z.B.  
      Schiedsstellen) und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit; 
 
10. zur Erledigung des Rechtsstreits außergerichtlich oder gerichtlich durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis, zum  
      Widerruf eines Vergleichs, zur Klagerücknahme, zur Einlegung und Rücknahme von Rechtsmitteln sowie Verzicht auf  
      solche, zur Abgabe von Erklärungen und zur Entgegennahme eines Rechtsmittelverzichts, auch gem. § 332 Abs. 2  
      StPO;  
 
11. um Geld, Wertsachen und Urkunden, insbesondere auch den Streitgegenstand und die von dem Gegner, von der  
      Justizkasse oder von sonstigen Stellen zu erstattenden Beträge entgegenzunehmen und darüber ohne  
      Beschränkung des § 181 BGB zu verfügen sowie Akteneinsicht zu nehmen. Sämtliche anfallenden  
      Kostenerstattungsansprüche gegenüber Behörden und Dritten werden hiermit unwiderruflich an die Bevollmächtigte        
      abgetreten, welche die Abtretung hiermit annimmt. Diese Vollmacht gilt auch für das Kostenfestsetzungsverfahren. Mehrere  
      Vollmachtgeber haften als Gesamtschuldner.  
 
12. Die Vollmacht gilt für alle Instanzen und erstreckt sich auch auf Neben- und Folgeverfahren aller Art. Sie umfasst  
      insbesondere die Befugnis, Zustellungen zu bewirken und entgegenzunehmen und die Vollmacht ganz oder teilweise auf  
      andere zu übertragen (Untervollmacht); der Auftrag zur Beantragung von PKH/VKH umfasst lediglich das Antragsverfahren,  
      nicht aber ein eventuelles PKH-/VKH-Überprüfungsverfahren nach Abschluss der Hauptsache. Der Auftrag für das PKH-/VKH-  
      Bewilligungsverfahren endet spätestens mit Abschluss des Hauptsacheverfahrens, für das eine PKH-/VKH-Bewilligung erfolgen 
      soll. Rechtsanwältin Prior weist den/die Auftraggeber/in ausdrücklich darauf hin, dass diese/r nach einer Bewilligung von PKH- 
      /VKH persönlich verpflichtet ist, dem Gericht unaufgefordert wesentliche Verbesserungen seiner Einkommens- und  
      Vermögensverhältnisse oder Änderungen seiner Anschrift unverzüglich mitzuteilen und diese Mitteilungspflicht erst vier Jahre  
      nach einer rechtskräftigen Entscheidung oder sonstigen Beendigung des Hauptsacheverfahrens endet. 
 
13. Soweit Zustellungen statt an den Bevollmächtigten auch an die Partei unmittelbar zulässig sind (z.B. § 16 FGG,  
      § 8 VwZG), bitte ich, diese nur an meine Bevollmächtigte zu bewirken. 
 
14. Die Hinweise zur Datenverarbeitung habe ich erhalten. 
 
Osnabrück, den ………………………. ______________________________________________________________         
                                                                       Unterschrift / Stempel 



Hinweise zur Datenverarbeitung 
 
 
1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen 
 
Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch den Verantwortlichen 
 

Rechtsanwältin Nicole Prior 
Kamp 45  49074 Osnabrück 

Fon 0541/58052334  Fax 0541/58052335 
E-Mail: info@ra-prior.de 

 
Frau Rechtsanwältin Nicole Prior ist unter der vorgenannten Anschrift beziehungsweise unter 
info@ra-prior.de erreichbar.  
 
 
2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und de-
ren Verwendung 
 
Wenn Sie mich als Rechtsanwältin mandatieren, erhebe ich folgende Informationen: 

 Anrede, Vorname, Nachname, Geburtsdatum,  
 Anschrift, 
 Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk) 
 eine gültige E-Mail-Adresse, 
 Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen 

des Mandats notwendig sind 
 

Die Erhebung dieser Daten erfolgt, 

 um Sie als unseren Mandanten identifizieren zu können; 
 um Sie angemessen anwaltlich beraten und vertreten zu können; 
 zur Korrespondenz mit Ihnen; 
 zur Rechnungsstellung; 
 zur Abwicklung von evtl. vorliegenden Haftungsansprüchen sowie der Geltendmachung 

etwaiger Ansprüche gegen Sie; 
 

Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSG-
VO zu den genannten Zwecken für die angemessene Bearbeitung des Mandats und für die 
beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Mandatsvertrag erforderlich. 
Die für die Mandatierung von mir erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum 
Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht für Rechtsanwälte (6 Jahre nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem das Mandat beendet wurde) gespeichert und danach gelöscht, es sei 
denn, dass ich nach Artikel 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO aufgrund von steuer- und handels-
rechtlichen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten (aus HGB, StGB oder AO) zu einer 
längeren Speicherung verpflichtet bin oder Sie in eine darüber hinausgehende Speicherung 
nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO eingewilligt haben. 
 
 
3. Weitergabe von Daten an Dritte 
 
Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im Folgenden auf-
geführten Zwecken findet nicht statt. 
Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO für die Abwicklung von Mandatsverhältnissen 
mit Ihnen erforderlich ist, werden Ihre personenbezogenen Daten an Dritte weitergegeben. 
Hierzu gehört insbesondere die Weitergabe an Verfahrensgegner und deren Vertreter (insbe-
sondere deren Rechtsanwälte) sowie Gerichte und andere öffentliche Behörden zum Zwecke 
der Korrespondenz sowie zur Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte. Die weiterge-
gebenen Daten dürfen von dem Dritten ausschließlich zu den genannten Zwecken verwendet 
werden. Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es sich um Daten handelt, die dem 
Anwaltsgeheimnis unterliegen, erfolgt eine Weitergabe an Dritte nur in Absprache mit Ihnen. 



 
 
4. Betroffenenrechte 
 
Sie haben das Recht, 

 gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu 
widerrufen. Dies hat zur Folge, dass wir die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilli-
gung beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen; 

 gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen 
Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, 
die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, gegen-
über denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, 
das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung 
oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, so-
fern diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automatisierten 
Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen Informationen 
zu deren Einzelheiten verlangen; 

 gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung 
Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen; 

 gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen 
Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus 
Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Vertei-
digung von Rechtsansprüchen erforderlich ist; 

 gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird, die Ver-
arbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten nicht 
mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die 
Verarbeitung eingelegt haben; 

 gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten oder die 
Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen und 

 gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel kön-
nen Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Ar-
beitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden. 

 Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an in-
fo@ra-prior.de 

 
 
5. Widerspruchsrecht 
 
Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß 
Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSG-
VO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit 
dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben. 
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